
nicht möglich war, worüber der Angeklagte W. bei der 
Staatlichen Plankommission berichtete, erhielt er die An­
weisung, diese Schlachtstraße an den Bezirk Frankfurt 
(Oder) abzugeben mit dem gleichzeitigen Hinweis, daß dem 
Bezirk Leipzig im Frühjahr 1961 eine andere Schlacht­
straße zur Verfügung gestellt würde.

Über das Ergebnis dieser Besprechung in Berlin infor­
mierte der Angeklagte W. nach seiner Rückkehr den An­
geklagten H. Beide waren sich nun darüber einig, die in 
W. lagernde Schlachtstraße an den Bezirk Frankfurt (Oder) 
abzugeben, was dann auch später geschah.

Aus den G r ü n d e n :
Nach dem Sachverhalt steht fest, daß beide Ange­

klagten sich eines Vergehens nach § 7 Abs. 1 Ziff. 2 der 
WStVO schuldig gemacht haben. Objektiv fordert diese 
gesetzliche Bestimmung eine erhebliche Störung des 
Wirtschaftsablaufs durch Nichtausführung, falsche Aus­
führung oder Erschwerung der Ausführung von An­
ordnungen der Wirtschaftsverwaltung durch Ange­
stellte einer Dienststelle dieser Verwaltung. Beide 
Angeklagten waren Angestellte des Rates des Bezirks 
Leipzig.

Nach dem Gesetz über die örtlichen Organe der 
Staatsmacht vom 17. Januar 1957 und dem Gesetz vom
11. Februar 1958 über die Vereinfachung und Vervoll­
kommnung der Arbeit des Staatsapparates tragen die 
örtlichen Machtorgane die volle Verantwortung für die 
politische, ökonomische und kulturelle Entwicklung auf 
ihrem Territorium. Daraus ergibt sich, daß der Rat 
des Bezirks auch für den Wirtschaftsablauf im Bezirk 
verantwortlich ist und die dazu notwendigen Beschlüsse 
entsprechend der Aufgaben- und Zielstellung im Volks­
wirtschaftsplan des Bezirkstages faßt. Ein solcher Be­
schluß ist auch der genannte Ratsbeschluß Nr. 135/25/59 
vom 28. September 1959, der der Verwirklichung der 
Beschlüsse des V. Parteitags der SED hinsichtlich der 
Steigerung der Geflügelproduktion für den Bezirk 
Leipzig dient.

Dieser Beschluß war für beide Angeklagten verbind­
lich. Sie hatten nicht das Recht, ohne vorherige Zu­
stimmung des Rates des Bezirks von sich aus andere 
Maßnahmen einzuleiten und durchzuführen. Durch die 
Abgabe der Schlachtstraße ist der Wirtschaftsablauf 
hinsichtlich der Geflügelproduktion im Bezirk erheblich 
gestört worden. Es ist auch eine wesentliche Verzöge­
rung in der Erhöhung der Schlachtkapazität für dieses 
Geflügel eingetreten. Die Geflügelproduktion ist im 
Bezirk seit 1958 um fast das Vierfache angestiegen. 
Demgegenüber ist die im Bezirk vorhandene Schlacht­
kapazität für Geflügel nur unwesentlich angestiegen. 
Schon hieraus ist ersichtlich, welche Bedeutung jede 
Erhöhung der Schlachtkapazität hat, um den ständig 
steigenden Bedarf unserer Bevölkerung decken zu kön­
nen. Das bezieht sich sowohl auf die Quantität als auch 
auf die Qualität.

Unsere landwirtschaftlichen Betriebe setzen auf der 
anderen Seite alles daran, der Forderung der Partei 
der Arbeiterklasse auf Erhöhung der Geflügelproduk­
tion gerecht zu werden, und haben von sich aus die 
Ziele ihrer Produktionspläne erhöht. Sie wissen, daß 
in unserem sozialistischen Staat die Abnahme all ihrer 
Produktion gewährleistet ist. Wenn aber mit der er­
höhten Produktion von Geflügel nicht auch die Erhö­
hung der Schlachtkapazität Schritt hält, dann können 
die Produzenten ihre Produkte nicht abliefem, verlie­
ren das Vertrauen zu ihrem Staat, und ihre Produktion 
geht zurück. Das hat zur Folge, daß sich die Versorgung 
der Bevölkerung mit Geflügel nicht verbessert, sondern 
verschlechtert, was im Widerspruch zum ökonomischen 
Grundgesetz des Sozialismus steht. Dadurch wird auch 
die Erfüllung der ökonomischen Hauptaufgabe gefähr­
det und die allseitige Überlegenheit des Sozialismus 
über den Kapitalismus nicht bewiesen.

Wenn der Angeklagte H. vorbringt, er habe sich nach 
dem Scheitern der Projektierungen und nach seiner 
Aussprache mit dem Vorsitzenden des Wirtschaftsrates 
besonders auf Wa. orientiert, so muß dazu folgendes 
festgestellt werden:

Wa. liegt etwa 30 km von W. entfernt. Durch den 
Transport der lebenden Enten von W. zum Schlachten 
nach Wa. tritt eine Verschlechterung der Qualität des 
Fleisches ein. Auch werden durch diesen Transport

die Produktionskosten erhöht. Der Zeuge R. sagt aus, 
daß die Transportkosten von W. nach Wa. pro Ente 
12 Pfennige betragen. Das bedeutet, daß allein im Mo­
nat Juli 1960 etwa 2500 DM mehr Kosten durch diesen 
Transport entstanden sind.

Allein im Juli 1960 wurden rund 54 Tonnen Enten 
vom Kombinat W. zum Schlachten nach Wa. geliefert. 
Infolge der unzureichenden Schlachtkapazität konnten 
die Enten dort zum Teil erst nach sechs Tagen ge­
schlachtet werden. Legt man dabei einen Durchschnitt 
von drei Tagen und den vom Zeugen R. angegebenen 
Gewichtsverlust von etwa 80 Gramm pro Tag zugrunde, 
so ergibt sich ein Gewichtsverlust von 240 Gramm pro 
Ente. Das bedeutet einen Gesamtverlust im Monat Juli 
von etwa 5000 kg. Hieraus ergibt sich der ganze Um­
fang des Schadens, der eingetreten ist und auch heute 
noch zu verzeichnen ist. Hinzu kommt, daß die Enten 
unserer Bevölkerung in den Geschäften nicht in der 
besten Qualität angeboten werden können.

Die Angeklagten haben durch die unbefugte Abgabe 
der Schlachtanlage, die für das Entenkombinat W. be­
stimmt war, diese ihrem bestimmungsmäßigen Ge­
brauch entzogen und dadurch sowohl die Durchführung 
der Wirtschaftsplanung als auch die Versorgung der 
Bevölkerung gefährdet. Sie sind deshalb auch nach 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 Abs. 2 der Wirtschaftsstrafverordnung 
zu bestrafen.

Was die subjektive Seite anbetrifft, so habe beide 
Angeklagten fahrlässig gehandelt. Wenn der Angeklagte 
H. vorbringt, er habe den Vorsitzenden des Wirt­
schaftsrates informiert und geglaubt, sich dadurch sei­
ner Verantwortung entledigt zu haben, so kann dem 
nicht gefolgt werden.

Wir haben eine Staatsmacht der Arbeiter und Bauern 
und nicht einen kapitalistischen Beamten- und Büro­
kratenstaat. Der Angeklagte H. ist seit 1952 in verant­
wortlichen Funktionen beim Rat des Bezirks tätig. Er 
hatte durch seine politische und fachliche Ausbildung 
alle Voraussetzungen, um die Bedeutung eines Rats­
beschlusses sowohl in seinem Wesen als auch in seiner 
Zielsetzung richtig einzuschätzen. Er kannte auch die 
Bedeutung des Entenkombinats W. Der Angeklagte H. 
hat aber dem Beschluß des Rates des Bezirks 
Nr. 135/25/59 eine andere Linie gegeben. Denn nur so 
ist es zu erklären, daß er sich nach der dem Vorsitzen­
den des Wirtschaftsrates gegebenen mündlichen Infor­
mation für die Durchführung des Beschlusses nicht 
mehr verantwortlich fühlte. Er hat den Vorsitzenden 
des Wirtschaftsrates nebenbei mündlich informiert, an­
statt ihm eine genaue schriftliche Information zu geben. 
Das war bei der Wichtigkeit dieses Objekts notwendig. 
Sein Verhalten und die Art, wie er sich dieses Auftrags 
entledigt hat, lassen darauf schließen, daß ihm die bei 
der Projektierung aufgetretenen Schwierigkeiten will­
kommen waren, weil er dadurch von dem ihm erteil­
ten und offensichtlich unbequemen Auftrag vorerst 
loskam. Die von ihm vorgeschlagenen Maßnahmen be­
treffend Wa. waren ja auch bequemer und einfacher, 
als den Kampf um die fristgemäße Fertigstellung des 
Objekts W. gemäß dem Ratsbeschluß zu führen. Der 
Einbau der Schlachtstraße in W. — vorerst auch ohne 
Kühlanlage — war möglich und hätte dazu geführt, 
daß die Enten an Ort und Stelle geschlachtet und dann 
zum Kühlen in die entsprechenden Kühlanlagen ge­
bracht werden. Dadurch wäre eine Erhöhung der Qua­
lität des Fleisches und auch eine Senkung der Kosten 
erreicht worden.

Auch der Angeklagte W. hat sich nach seiner Rück­
kehr nicht mehr verantwortlich gefühlt, weil in der 
Zwischenzeit der Angeklagte H. eingesetzt worden war. 
Aus dem Verhalten beider Angeklagten ist ersichtlich, 
daß sie die Frage der persönlichen Verantwortung 
sektiererisch eng ausgelegt haben. Wenn der Ange­
klagte W. auch nicht über solche Erfahrungen in der 
Arbeit des Staatsapparates verfügte wie der Ange­
klagte H. und offensichtlich auch ungenügend unter­
stützt wurde, so hätte gerade er, der doch nicht mit 
so vielen bürokratischen Anhängseln belastet war, 
keinesfalls so handeln dürfen. Auch der Angeklagte 
W. war sich der Bedeutung des Beschlusses bewußt. 
Trotzdem hat er gegen ihn verstoßen und seine Reali­
sierung verhindert. Damit ist erwiesen, daß beide An­
geklagten fahrlässig gehandelt haben und nach den
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